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13  
4/2017  

 
  

V e r h a n d l u n g s s c h r i f t  
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates 
der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee 

 
    
Tag und Zeit:         Donnerstag, 28. September 2017 
 
Tagungsort:         Rathaussaal    
 
Beginn:           19.30 Uhr    
 
  

A n w e s e n d e : 
 

ÖVP-Fraktion:  
 
     1. Bürgermeister    Mag. Johann Reiter als Vorsitzender  
     2. Vizebgm.      Klaudia Haberl  

  3.  GV.         Markus Kitzberger  
  4.  GR.         Dr. Oskar Vogel  

     5.  EG.        Dr. Renate Geist-Krojer  
     6.  GR.         Ing. Harald Mayrhofer 
    7.  GR.         Friedrich Seiringer-Gaubinger  
     8.  GR.         Franz Bauer  
     9.  GR.         Markus Muhr 

10.  GR.         Peter Reiter 
11.  GR.         Dagmar Blaikner  
12. GR.         Jakob Moser 
13.  GR.        Gerald Egger  
 

 
 

FPÖ-Fraktion:  
 

14.  Vizebgm.     Karin Hemetsberger  
15.  GR.        Dipl.-Ing. Sepp Hoyer  
16.  GV.         Rudolf Hemetsberger  
17.  GR.        Mag. Erich Kaniak 
18.  GR.         Siegfried Schmuck  
19.  GR.         Manfred Grubinger  
20.  GR.         Christa Leeb-Dorfer  

 
 

SPÖ-Fraktion:  
  
   21.  GV.         Ing. Kurt Berger   

22. EG.         Ursula Klein  
23.  GR.         Sandra Grausgruber  
24.  GR.         Harald Huber  
25.  EG.         Oskar Resch  
26. GR.         Gerald Mayrhofer  
27.  GR.         Rudolf Stockinger 
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GRÜNE-Fraktion:  
 

28.  GV.         Claudia Hauschildt-Buschberger  
29.  GR.         Mag. Ursula Kölblinger  
30.  GR.         Dr. Siegfried Gierlinger   
31.  GR.         Dr. Dunja Lamatsch  

  
 
 
Bürgerfragestunde 
 
3 Zuhörer 
 
 
  
Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt fest, dass 
 
a)  die Sitzung von ihm einberufen wurde 
 
b)  die Verständigung hierzu an alle Mitglieder bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich unter 

Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist;  
 
c)  die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am 20.9.2017 öffentlich kundgemacht 
  wurde;  
 
d)  die Beschlussfähigkeit gegeben ist;  
 
e)  die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 29.6.2017 bis zur heutigen Sitzung während 

der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während der Sitzung zur Einsicht 
noch aufliegt und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum Sitzungsschluss Einwendungen 
eingebracht werden können.  

 
f)  Als Schriftführer für die Sitzung wird Amtsleiter Manfred Binder bestimmt 
 
 
Sodann gibt der Vorsitzende noch folgende Mitteilungen bekannt:  
 
 
Für die Unterfertigung der Verhandlungsschrift werden von den Fraktionen folgende Gemeinderats-
mitglieder bekannt gegeben:  
 

 
 
Für die ÖVP-Fraktion:     GV. Markus Kitzberger 

 
Für die SPÖ-Fraktion:    GV. Ing. Kurt Berger 

 
Für die FPÖ-Fraktion:    GV. Rudolf Hemetsberger  

 
Für die GRÜNE-Fraktion:  GV. Claudia Hauschildt-Buschberger  
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T a g e s o r d n u n g 
 
Berichte des Bürgermeisters 
 

a) Causa Rohringer-Wegerl. Negatives Urteil des BG Vöcklabruck. Mit Urteil vom 31.8.2017 
wurde das Klagebegehren der Marktgemeinde Seewalchen gegen die Ehegatten Mag. 
Johannes und Inge Rohringer betr. Wiederöffnung des abgesperrten Fußweges zwischen 
Hauptstraße und Attersee Straße und Einräumen einer Dienstbarkeit (Gehrecht für die 
Öffentlichkeit) abgewiesen. Maßgebliche Begründung war das für das Gericht durch 
Zeugenaussagen maßgebende (ständige ?) Bestehen der Hinweistafeln „Privat. Durchgang bis 
auf Widerruf gestattet“, wodurch trotz der ständigen und auch unbestrittenen Benützung durch 
die Öffentlichkeit keine Ersitzung eines Gehrechts durch die Gemeinde eingetreten ist. Aufgrund 
einer dementsprechenden Empfehlung des Rechtsvertreters der Gemeinde legte die 
Marktgemeinde Seewalchen kein kein Rechtsmittel (Berufung) gegen das Urteil ein, weil aus 
seiner Sicht eine erfolgreiche Anfechtung des Urteils nicht möglich ist.  

 
b) Causa Hartl 1. Aufsichtsbeschwerde. Die Baurechtsabteilung des Landes Oberösterreich hat 

mit Bescheid vom 10. Juli 2017 die Aufsichtsbeschwerde des Baum. Hartl gegen den 
Bürgermeister als Baubehörde u.a. Folgendes festgestellt: „Die Aufsichtsbeschwerde ist als 
subsidiärer Rechtsbehelf konzipiert und kann daher nicht dazu dienen, ergänzend oder parallel 
zu den bestehenden gesetzlichen Rechtsmitteln (Berufung, LVWG-Beschwerde, 
Säumnisbeschwerde, Devolutionsantrag, etc.) ein eigenes aufsichtsbehördliches Verfahren zu 
initiieren. Im Ergebnis läuft Ihre Eingabe aber genau darauf hinaus: es soll durch die 
Aufsichtsbehörde geprüft werden, ob der Baubehörde Säumigkeit vorzuwerfen ist. Eine solche 
„Parallelprüfung“ wird aber mangels der dafür vorliegenden gesetzlichen Grundlagen von uns 
nicht vorgenommen.“  Abschließend wurde entschieden, dass seitens des Landes O.Ö. nach 
intensiver Prüfung der Angelegenheit keine weiteren aufsichtsbehördlichen Maßnahmen 
erforderlich sind und das Verfahren daher eingestellt wurde.  

 
c) Causa Hartl 2 + 3. Herr Baumeister Hartl hat mit Schreiben vom 27.7.2017, eingebracht durch 

Dr. Kall (Müller Partner RA), beim Landesverwaltungsgericht Beschwerde gegen die Ablehnung 
des Bauplatzbewilligungsantrags und gegen die Ablehnung des Parteistellungsantrags beim 
Pfahlbauspielplatz eingebracht.  
 

d) Causa Hartl 4. Die Marktgemeinde Seewalchen beantragte beim Bezirksgericht Vöcklabruck 
ein Verfahren zur Feststellung des Gemeingebrauchs des dem Haus Promenade 1b 
vorgelagerten Liegenschaftsteils in der asfaltierten Fläche der Promenade.  
 

e) Causa Mag. Zoister, Rosenau. LVWG-Entscheidung. Die Beschwerde der Frau Mag. Sabine 
Zoister, Nösnerstraße, gegen den Bescheid des Gemeinderates (Ablehnung der Berufung 
gegen den Bescheid des Bürgermeisters zur Vorschreibung eines Verkehrsflächenbeitrags) 
wurde als unbegründet abgewiesen. 
 

f) Causa Cashpoint. LVWG-Entscheidung. Der Beschwerde der Cashpoint-Wettagentur gegen 
den Bescheid des Gemeinderates (Ablehnung der Berufung gegen den Bescheid des 
Bürgermeisters zur Vorschreibung einer Lustbarkeitsabgabe betr. Aufstellung von 
Wettterminals in der Hauptstraße 6a und Hauptstraße 2 ((Bestandgeber Stallinger Anton jun.)) 
wurde stattgegeben und der Bescheid des Gemeinderates ersatzlos behoben. 
Begründung: Die Cashpoint-Agentur tritt nicht als Buchmacher auf, sondern die Cashpoint Malta 
Ltd. Sie stellt „nur“ die Terminals zur Verfügung, und ist daher nicht Abgabenschuldner.  
 

g) Projekt Eurospar + FMZ. Flächenwidmungsplan- und ÖEK-Änderung aufsichtsbehördlich 
genehmigt. Mit Bescheid RO-2016-434340/14 –Am teilt die Abteilung Raumordnung des 
Landes O.Ö. mit, dass die Änderung Nr. 96 des FlW-Plans sowie die zugehörige Änderung 1.33 
des ÖEK genehmigt sind. Beide Änderungen stehen im Einklang mit dem 
Raumordnungsprogramm des Landes betr. Verwendung von Grundstücken als Gebiet für 
Geschäftsbauten und im durchgeführten Raumordnungsverfahren haben sich keine Gründe für 
eine Versagung ergeben. 
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h) LH Stelzer teilt mit, dass aus seinem Ressort für den laufenden Aufwand unseres Jugendtreffs 
ein Landesbeitrag in Höhe von € 2.140.- bewilligt wird. 
 

i) Landesrätin Birgit Gerstorfer teilt mit, dass aus ihrem Ressort ein Beitrag in Höhe von € 350.- 
für den Seewalchner Ferienspaß gewährt wird. 
 

j) Für die geplante Einrichtung eines gemeindeübergreifenden Jugendrates für die Gemeinden 
Seewalchen, Schörfling, Aurach, Timelkam und Gampern ist für Mo. 6. November von 9 bis 
11 Uhr ein erstes Meeting im Gemeindeamt Gampern geplant. Dabei sollen eine Person aus 
der Verwaltung, ein Jugendtreffleiter und der/die zuständige Ausschussvorsitzende teilnehmen. 
 

k) Mit Schreiben vom 20.9.2017 teilt die Caritas O.Ö. mit, dass das von ihr betreute 
Flüchtlingsquartier im Areal der ehem. Wildbachverbauung mit 31.12.2017 geschlossen 
wird. Die Caritas bedankt sich bei der Marktgemeinde und dem örtlichen Ehrenamtlichenteam 
(„Seewalchen hilft“) rund um Maria Hornsby aus Moos für die Bereitschaft zur Aufnahme, 
Betreuung und Begleitung von Flüchtlingen: „Die Eröffnung von Flüchtlingsquartieren birgt 
Herausforderungen für die Gemeinde und die Bevölkerung in der Administration und 
Kommunikation. Wir wissen es sehr zu schätzen, dass Sie diese angenommen und mit uns 
gemeinsam gemeistert haben“. Derzeit sind in Seewalchen noch 34 Asylwerber einquartiert. 
 

l) Beschlüsse des Gemeindevorstandes. 
 

1) Vergaben gemäß Pkt. 5.3. des Generalübernehmervertrages vom 20.1.2016 durch die GSG 
für den VS-Neubau mit einer Gesamtsumme von € 106.639.- (Umzugsfirma zur Übersiedlung 
in die Containerklassen, Herstellung des Stromanschlusses, Erdarbeiten zur Neu- und 
Umverlegung der Ortswasserleitung, diverse Regiearbeiten) 
 

2) Auftragsvergabe zur Errichtung einer Erosionssicherung im Bereich der Sprungturmgrube im 
Strandbad an die Firma Peer Wasserbau GmbH & Co.KG mit einer Gesamtsumme von € 
28.899.- netto.  
 

3) Auftragsvergabe zur Sanierung des Löschteiches in Staudach an die Firma Helmut Mauerer 
GmbH. in Marchtrenk in Höhe von € 7.155.-.  
 

4) Personalaufnahme. Auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Personalbeirates als neuen 
Kanalwart Herrn Leopold Starlinger aus Rosenau unbefristet aufzunehmen. Arbeitsbeginn: 2. 
November 2017. 
 

5) Auftragsvergabe Asfaltierungsarbeiten beim FF-Umbau in Steindorf und Herstellung der 
Parkplätze an die Firma Niederndorfer (Gesamtinvestitionssumme rd. € 22.000.-. Zahlungsziel 
bis Ende 1. HJ 2018 vereinbart. Bedeckung aus dem AOHH Straßenbaubudget 2018. 
 

m) Information gem. O.ö. Grundverkehrsgesetz 2006: 

 

Zu folgenden Rechtsgeschäften wurden vom Bürgermeister positive Stellungnahmen 

abgegeben:  

 

Kaufvertrag Frau Notburga Köstler an Herrn/Frau Ernst u. Ingeburg Humer, Erwerb des 

veränderten Grundstückes Nr. 820 und neuzubildendes Grundstück Nr. 820/2  EZ 24  KG. 

Litzlberg im Ausmaß von 75 m².  

 

Kaufvertrag Herr Dr. Michael Tröthandl, RA als Masseverw. mobile.at Auto-Reparatur u. 

Handel GmbH an Frau Rebecca Riedl (australische Staatsbürgerin) u. Mag. Johannes Riedl, 

Erwerb an allen Grundstücken der EZ 1058 (80/641 u. 3/641),KG. Seewalchen im Ausmaß 

von 1.286 m². 
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Zu Beginn der Sitzung nimmt der Bürgermeister der erstmals anwesenden Ersatzgemeinderätin Ursula 
Klein von der SPÖ – Fraktion das Gelöbnis ab. 
 

1. Neubau Feuerwehrhaus 
 

Abschließen eines Optionsvertrages zum Grundkauf 
Nach längerer Suche nach einem passenden Grundstück für das neue Feuerwehrhaus der 
Freiwilligen Feuerwehr Seewalchen wurde nunmehr eine Grundfläche an der Neißinger Straße 
gefunden. Die Besitzerin ist Frau Barbara Pabst in der Seyrlstraße. Sie ist bereit, die betreffenden 
Grundstücke (es handelt sich um zwei nebeneinanderliegenden Parzellen) mit einem Flächenausmaß 
von insgesamt  4.847 m² zu einem Quadratmeterpreis von € 50 zu verkaufen. Der Gesamtpreis 
beläuft sich demnach auf rd. € 242.000,- zuzüglich Vertragskosten und Grunderwerbssteuern. 
 
Um den Kauf im Vorfeld abzusichern, ist Frau Pabst als Eigentümerin der Grundstücke bereit, der 
Gemeinde ein Optionsrecht bis zum 31.12.2020 einzuräumen. Für die Feuerwehr würde der neue 
Standort des Zeughauses passen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes den vorliegenden 
Optionsvertrag mit Fau Barbara Pabst abzuschließen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

2. Dienstpostenplan 
 
Änderung 
Die Situation im Bauamt ist derzeit sowohl für die Mitarbeiter als auch für die Gemeinde alles andere 
als zufriedenstellend. Der Bauamtsleiter ist aufgrund einer psychischen Erkrankung mehr als vier 
Monate ausgefallen. Seit Anfang September ist er drei Tage die Woche wieder im Dienst. Gerade in 
der gegenwärtigen Situation, mit den vielen anhängigen und rechtlich schwierigen Verfahren auf der 
Promenade, beim Gastbetrieb Sailer, dem Bauverfahren Steinbichler in Rosenau, die laufende 
Überarbeitung des Flächenwidmungsplanes, um nur die Wichtigsten zu nennen, ist eine voll besetzte 
Bauverwaltung unumgänglich. Aber nicht nur wegen des langen krankheitsbedingten Ausfalls von 
Herrn Arnitz sondern auch wegen vieler unerledigten Arbeiten und Überlastung der Mitarbeiter ist die 
Situation im Bauamt als prekär einzustufen!  
 
Hier die aktuell wichtigsten unerledigten Arbeiten: 
• Die Vorschreibung sämtlicher Kanalanschlussgebühren im lfd. Jahr 
• Die Vorschreibung sämtlicher Verkehrsflächenbeiträge im lfd. Jahr 
• Die Erfassung der GIP – Daten (Vermessungspunkte für Straßen u. Wege) 
• Die Fertigstellung der Senkgrubenerhebung 
• Die Erhebung sämtlicher Verkehrstafeln im Gemeindegebiet 
• Die Erstellung eines Katastrophenschutzplanes für die Gemeinde 
• Die Überprüfung der Baufertigstellungsanzeigen in der Vergangenheit 
• Die Erfassung der Energiedaten von Gemeindeobjekten 
• Badenhütten im Bereich Litzlberg – Fortführung des Verfahrens 
 
Ein Blick in so manches Büro zeigt, wie viele Akte sich zum Teil erledigt, zum Teil unerledigt stapeln  
und auf ihre Erledigung warten. Diese Situation ist nicht nur nicht zufriedenstellend, sondern auch für 
die Verantwortlichen (Bürgermeister und Amtsleiter) überaus heikel. Es sei bei dieser Gelegenheit 
auch an den Erlass des Amts der oö. Landesregierung vom 9. Feb. 2017 hingewiesen, in dem eben 
genau auf diese rechtlichen Belange Bezug genommen und hingewiesen wird, dass nicht erledigte 
oder mangelhaft erledigte Geschäftsfälle schwerwiegende Folgen haben können. Besonders sei in 
diesem Zusammenhang auch auf die verspätete Vorschreibung von Anschlussgebühren, 
Verkehrsflächen-beiträgen etc. hingewiesen, die natürlich auch finanzielle Nachteile nach sich ziehen 
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können. Die fehlenden GIP – Daten zB. sind ua. Voraussetzung für die im kommenden Jahr erstmals 
zu erstellende Eröffnungsbilanz nach der VRV Neu für Gemeinden. 
 
Der Arbeitsaufwand in der Bauabteilung steigt aufgrund der stark ansteigenden Bautätigkeit und den 
damit immer mehr zu verwaltenden Objekten stetig an. Konnte vor ein paar Jahren noch mit einem 
Bauverhandlungstag im Monat das Auslangen gefunden werden, so sind aktuell immer schon zwei 
Verhandlungstage pro Monat notwendig. Derzeit werden im Jahr etwa 110 Bauverfahren durchgeführt 
(60 Bauverhandlungen und 50 Bauanzeigen). Neue Bauvorhaben erfordern hohe rechtliche 
Kompetenz, Fachwissen und Gespür für die am Verfahren beteiligten Personen.  Vielmehr als noch 
vor einigen Jahren gibt es immer öfter schon im erstinstanzlichen Bauverfahren unter Beiziehung von 
Anwälten, Einwände und Berufungen. Auch Beschwerden an das Landesverwaltungsgericht sind 
keine Seltenheit mehr wie die Praxis zeigt. 
Die vielen neu errichteten Wohngebäude, Einfamilienhäuser und Wohnanlagen (Wohnzone, GSG 
etc.) bedingen nicht nur bei deren Bewilligung zur Errichtung einen Mehraufwand für die Verwaltung, 
sondern auch bei der Herstellung der dafür notwendigen Infrastruktur (Straßen, Straßenbeleuchtung, 
Kanal etc.). Dazu kommt die lfd. Organisation der Abwasser- und Abfallentsorgung wie die 
Verwaltung und der Verkauf der Abfalltonnen, die Biomüllentsorgung, die Strauch- und 
Grasschnittentsorgung, die Poolentleerungen, die Verwaltung der Brauchwasseranlagen uvm.   
 
Die Gemeindebevölkerung ist im Zeitraum vom 1.1.2000 bis heute um rd. 1.400 Einwohner (Haupt-
wohnsitze) gestiegen. Die Zahl der Zweitwohnsitze ist im selben Zeitraum mit rd. 850 gleich geblieben 
(Gerade die Zweitwohnsitze aber bedeuten mit ihren Sonderregeln oft einen nicht unwesentlichen 
Mehraufwand). Die Anzahl der Wohngebäude ist in den vergangenen 15 Jahren um rd. 300 Gebäude 
(incl. Wohnanlagen der GSG, Schönleiter, Wohnzone etc.) angewachsen.  
 
Der Personalstand in der Bauabteilung war im Jahr 2000 mit 4 Mitarbeitern derselbe wie im 
September 2017! 
 
In Anbetracht der Vielzahl an Projekten, der offenen und dringend zu erledigenden Arbeiten, der 
bevorstehenden Landesausstellung ist die Verstärkung des Teams für die Bauabteilung mit einem(er) 
zusätzlichen Mitarbeiter / Mitarbeiterin mehr als geboten!  
Seitens der Amtsleitung wird vorgeschlagen einen Dienstposten der Verwendungsgruppe GD 17 
für die Bauverwaltung zu schaffen  und den Dienstpostenplan der Gemeinde zu ändern. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes den Dienstpostenplan  
wie folgt zu ändern: 
 
a) Aufwertung des Dienstpostens von Herrn Stefan Klein von GD 17 auf GD 16 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
b) Die Schaffung eines neuen zusätzlichen Dienstpostens für die Bauabteilung der  
    Funktionslaufbahn GD 17 
 
GR. Hoyer merkt an, dass es sehr erfreulich sei, dass jetzt ein neuer Dienstposten in der Bauabteilung 
geschaffen werde. Es sei unglaublich was da alles liege und nicht erledigt werde. Er glaube, dass eines 
der wesentlichen Dinge sei, dort einen Mann aufzunehmen der eine entsprechende fachliche 
Kompetenz habe. Man habe das wieder im Prüfungsausschuss gesehen, dass wenn dort nicht einer 
sitze der was könne, dann habe diese Neubesetzung keinen Sinn. Er ersuche daher dies zu 
berücksichtigen. 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass die Ausschreibungen grundsätzlich eh objektiviert und nach einer 
fachlichen Vorausbildung ausgerichtet seien. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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3. Nachwahlen 
 
Nachwahl der Grünen Fraktion in den Infrastrukturausschuss 
Nachwahl der Grünen Fraktion in den Sozialausschuss 
 
Frau Victoria Buschberger hat aus familiären Gründen ihr Gemeinderatsmandat zurückgelegt. 
Darüberhinaus war sie Mitglied im Sozial- und Infrastrukturausschuss. Im Sozialausschuss auch 
Obfraustellvertreterin. 
 
Von der Grünen Fraktion liegen folgende gültige Wahlvorschläge vor: 
 
SOZIALAUSSCHUSS: 
 
Obfraustellvertreterin NEU: 
Mag.a Christa Moritz 
 
Ersatzmitglied NEU: 
Mag.a Ursula Kölblinger 
 
Abstimmungsergebnis der GRÜNEN-Fraktion durch Handheben:   
einstimmige Annahme des Wahlvorschlages 
 
 
INFRASTRUKTURAUSSCHUSS: 
 
Mitglied: 
Hans Ebner 
 
Ersatzmitglied: 
Dipl. Betriebswirt(FH) Lars Hauschildt 
 
Abstimmungsergebnis der GRÜNEN-Fraktion durch Handheben:   
einstimmige Annahme des Wahlvorschlages 
 
 

4. Gemeindekasse 
 
Bestellung eines neuen Kassenführers 
 
Nach der Bestellung von Ernst Weber zum neuen Finanzabteilungsleiter soll dieser auch zum 
Kassenführer der Marktgemeinde Seewalchen am Attersee gemäß § 89 der Oö. Gemeindeordnung 
bestellt werden. Gleichzeitig ist der bisherige Kassenführer und neue Amtsleiter Manfred Binder, der 
diese Funktion seit dem 1. September 1987 inne hatte, abzuberufen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes anstelle des bisherigen 
Kassenführers Manfred Binder, Finanzabteilungsleiter  Ernst Weber zum Kassenführer der 
Gemeindekasse zu bestellen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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5. Ehrungen 
 
Ehrung von Persönlichkeiten im Jahr 2017 
Vorschläge des Gemeindevorstandes: 
 
Johann Schachl, langjähriger 1. Vizebürgermeister und Bauausschuss-Obmann        
Ing. Heinz Hackl, langjähriges Gemeinderats- und Gemeindevorstandmitglied 
Peter Wechselauer, langjähriges Gemeinderatsmitglied             
Dr. Wiesner, langjähriger Gemeindearzt                   
        
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
die vorgeschlagenen Ehrungen zu beschließen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

6. Kanalbau 
 
Auftragsvergabe für Kanalhausanschlüsse und Strangverlängerungen in den Jahren 2017-18 
Für Kanalhausanschlüsse, kurze Strangverlängerungen, kleinräumige Straßenreparaturen und 
Schachtdeckelsanierungen in den Jahren 2017 – 18 wurde ein nicht offenes Verfahren aufgrund der 
Bestimmungen des BVerG durchgeführt.  
 
Die Angebotsabgabefrist endete am 13.09.2017. Es wurden fünf Angebote abgegeben. 
Der Vergabevorschlag von Hr. Köttl liegt auf. Als Billigstbieter wurde die Firma Niederndorfer mit 
einem Angebotspreis in Höhe von € 124.000.- netto ermittelt. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund des Vergabevorschlags der Bauleitung den Auftrag zur Durchführung der 
Kanalhausanschlüsse und Strangverlängerungen in den Jahren 2017 und 2018 auf Basis des 
vorliegenden Angebotes an die Firma Niederndorfer zu vergeben. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

7. Verkehrsangelegenheiten 
 
Übereinkommen betreffend Kostentragung Beleuchtungsanlagen für Schutzwege 
 
Für die Schutzwege der B151 Attersee Straße, km 7,587 (geplanter neuer Schutzweg zwischen 
Raiffeisenbank und „Blumen Mayer“) und L1276 Seewalchener Straße, km 0,008+196m (bestehender 
Schutzweg Hauptstraße beim Haus „Koasa“ zur Bandlkramerey, Weg zum Friedhof) sowie km 0,2+56m 
(bestehender SchW Gasthof Stallinger – Orthopädietechnik) und km 0,2+202m (bestehender 
Schutzweg Rathausplatz - Musikschule) liegen uns Übereinkommen des Landes OÖ vor. 
 
Bei den elektronischen Einrichtungen werden die Kosten zu 50 % vom Land OÖ getragen. 
Straßenbauliche Maßnahmen sind nicht Gegenstand dieser Übereikommen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
die Übereinkommen über die Kostentragung der Beleuchtungsmaßnahmen für die 
vorgenannten Schutzwege abzuschließen. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 



Verhandlungsschrift GR-Sitzung 28.9.2017                                                                                    Seite 9 von 22 
 
 

8. Hundeverbot 
 
Erlassen einer ortspolizeilichen Verordnung auf Spielplätzen  

 
Mit der gegenständlichen ortspolizeilichen Verordnung soll auf sämtlichen Spielplätzen der Gemeinde 
ein Hundeverbot erlassen werden. Das heißt, dass Hunde auf den vom Verbot betroffenen Spielflächen 
nicht mitgeführt werden dürfen. 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes ein Hundeverbot auf den 
Spielplätzen lt. vorliegendem Verordnungsentwurf zu erlassen. 
 
EG. Resch O. merkt an, dass, wenn man ein Hundeverbot mache,dies auch optimal gekennzeichnet 
werden solle. Außerhalb dieser Plätze solle man eventuelle Pflöcke anbringen, bei denen die Hunde 
angehängt werden können. Damit könne man zusätzlich gewährleisten, dass die Hunde nicht in den 
Spielplatz kommen. 
 
Der Bürgermeister antwortet, man könne sich ja mal erkundigen ob sowas sinnvoll und notwendig sei. 
 
GR. Kaniak fügt hinzu, dass Punkt 8 Hundeverbot und auch Punkt 9 Wildvögel ein administrativer 
Aufwand von Institutionen – wie dem Gemeinderat, der Bezirksbehörde, der Polizei - sei. Alle diese 
Institutionen müssen diese Verordnung exekutieren und ein Verbot sei nur so gut wie es auch exekutiert 
werde. Man versuche in Österreich den Verwaltungsaufwand zu reduzieren und dann produziere man 
hier Gesetze. Jeder normale Mensch, welcher eine Grundschule besucht habe wisse, dass man Hunde 
nicht auf den Spielplatz mitnehme. Auch bei den Wildvögel sei zu sagen – es gebe im Bezirk 3 
Ornitologen welche sich da auskennen. In Gmunden habe es 200 Schwäne gegeben, dort gebe es kein 
Fütterungsverbot. Bei uns gebe es ein Fütterungsverbot, welches nicht exekutiert werde. Er schaue 
jeden Tag in der Früh, wenn die Leute mit den Küchenabfällen daherkommen. Es gehe ihm aber nicht 
um diesen Einzelfall sondern das Aufblähen von Verordnungen welche man selber mache und dann 
kritisiere man müsse die Verwaltung vereinfachen und verschlanken. Dies sei so ein Sympthom 
welches man hier feststelle, welche ganz und gar nicht dazu beitrage. Wenn man das ausweite, dann 
habe man noch zig andere Sachen, wobei er in die Runde einmal fragen wolle: Wer wisse überhaupt 
was ein Schwan esse? Sei es ein Wild, sei es ein jagdbares Wild oder sei es ein Naturtier? Wer sei 
zuständig? Er sage das deswegen, weil ein Schwan auf der Straße zusammengefahren worden sei. Er 
habe noch gelebt und sei dahingesicht. Keiner sei zuständig gewesen – nicht die Gemeinde, nicht die 
Wildhüter und auch nicht die Jägerschaft. Die Straßenverwaltung sei zuständig. Dies sei ein Wahnsinn, 
denn der normale Menschenverstand sagen einem was man mit dem Tier machen müsse. Dies sei ein 
Trauerzeugnis für eine Gesellschaft, welche solche Verordnungen brauche. 
 
Der Bürgermeister merkt an, dass er da einerseits 100% bei GR.Kaniak sei, was den bürokratischen 
Aufwand bedürfe. Andererseits genau bei dem Thema – was sei mit Hunden, die von nicht ganz so 
verantwortungsbewussten Hundehaltern auf Spielplätzen aber auch frei laufen dürfen? Was sei mit der 
Verordnung Wildtierfütterung – er sage ja nichts wenn man etwas Vogelfutter oder hartes Brot füttere, 
als Erlebnis für die Kinder und Enkelkinder. Aber Säckeweise und Kübelweise Mais und Küchenabfälle, 
welche nicht mehr frisch seien möglicherweise auch als Biomüll, verbotenerweise in den See schütten. 
Speziell in Schörfling (aber auch schon vereinzelt in Seewalchen) – durch die Uferböschungen – treiben 
sich durch die übriggebliebenen Reste des ins Wasser geworfenen Gutes Ratten herum. Man müsse 
da jetzt ein sichtbares Zeichen setzen. Die Exekution sei eine andere Sache. Man sei für die 
Überwachung und Exekution selber zuständig. Er habe im letzten Vorstand schon den Vorschlag 
gemacht – um all diese Dinge besser überwachen zu können, denn die Polizei habe andere und 
wichtigere Verbote zu exekutieren – ernsthaft darüber nachzudenken, die ortspolizeilichen 
Verordnungen von einem privaten Wachdienst überwachen zu lassen. Es sei jetzt angedacht, sich von 
anderen Gemeinden Erfahrungsberichte einzuholen und anschließend einen Vertreter einer solchen 
privaten Sicherheitsfirma in den Vorstand einzuladen, damit dieser ein wenig berichte und alle Vor- und 
Nachteile bekanntgebe. Man müsse sich dem annähern, wenn man Verbote erschließe, diese auch 
bestmöglich zu überwachen. Nichts desto trotz, er gebe EG Resch O. recht, dass eine ausreichende 
Beschilderung und Bekanntmachung unbedingt zu machen sei. 
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GR. Grubinger merkt an, dass er im Sommer dort immer baden sei. Die Leute kommen da mit 
Fladenbrot, Knödelbrot. Er weise diese Leute dann auf das Fütterungsverbot hin. Als Antwort habe er 
von einer Mutter mit Kind bekommen: Was solle sie jetzt machen, früher sei ja auch gefüttert worden? 
Er weise dann wieder auf die Hinweisschilder hin. Er könne sie ja nur darauf hinweisen, strafen müsse 
ja da jemand anderer. Am Tag passiere das 4-5 Mal dass er jemanden darauf aufmerksam mache. 
Helfen tue es nichts. Die Hinweisschilder müsse man beim See aufstellen und nicht dort wo die Autos 
stehen – da helfe es nichts.  
 
GR. Seiringer-Gaubinger fügt hinzu, dass es so sei wie beim Straßenverkehr sei. Da brauche man auch 
viele Verordnungen und Tafeln. Es gebe sehr viele Menschen die einen Führerschein haben, aber man 
könne sich selbst davon überzeugen, nicht alle haben auch einen Verstand.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag:  Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 6  

   GRÜNE-Fraktion: 4  

 

Stimmenthaltungen  Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion: 1 Mag. Erich Kaniak 

   GRÜNE-Fraktion:   

 
 
 

9. Fütterungsverbot Wildvögel 
 
Änderung der Verordnung vom 29.6.2017 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 29. Juni 2017 ein allgemeines Fütterungsverbot von 
Wildvögeln beschlossen. Im Zuge der Verordnungsprüfung durch das Land wurde bemängelt, dass 
das erlassene Fütterungsverbot räumlich zu weitläufig festgelegt wurde und die Fütterungsver-
botsflächen mittels entsprechenden Plänen klar ersichtlich gemacht werden müssen. 
 
Die bereits beschlossene Verordnung wurde dahingehend ergänzt bzw. abgeändert. Die Änderung  
liegt nunmehr zur nochmaligen Beschlussfassung dem Gemeinderat vor 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, 
aufgrund der einstimmigen Empfehlung des Gemeindevorstandes, die am 29.6.2017 
beschlossene Verordnung betreffend Wildvögel-Fütterungsverbot in der vorliegenden Form 
abzuändern. 
 
GR.Kaniak merkt an, dass man hier sehe, dass ein Gemeinderat gar nicht in der Lage sei so präzise 
Formulierungen zu treffen, die den Juristen genügen um ein solches Verbot auch punktuell zu 
definieren. Es seien jetzt schon 2 Behörden damit beschäftigt gewesen und jetzt beschäftige man sich 
das 3.Mal damit. Er sei ja neugierig, wann die Einsprüche kommen wegen eines anderen Fehlers. Es 
gebe heutzusage ja alles – in unserem juristisch durchdrungenen Staat. Er wolle nur aufzeigen, wie 
schwierig das sei und normale Menschen sollen das begreifen. Dies sei der Wahnsinn den man zu 
koordinieren habe. 
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Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag:  Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion: 6  

   GRÜNE-Fraktion: 4  

 

Stimmenthaltungen  Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion: 1 Mag. Erich Kaniak 

   GRÜNE-Fraktion:   

 
 
 

10. Prüfungsausschuss 
 

Prüfbericht aus der Sitzung vom 21. Sept. 2017 

 
Auf der Tagesordnung dieser Prüfungsausschusssitzung stand die Überprüfung der Kostenüber-
schreitung beim Kanalbauabschnitt 15 (Gerlham). Das Ergebnis dieser Prüfung ist dem im Akt 
befindlichen Prüfbericht zu entnehmen. 
 
Der Obmann des Prüfungsausschusses Rudolf Stockinger stellt den Antrag, 
den vorliegenden Prüfbericht zur Kenntnis zu nehmen. 
 
GR. Gierlinger fügt hinzu, dass der Prüfungsausschuss gute Arbeit mache. Er frage sich aber schon, 
warum in der letzten Gemeinderatssitzung am 29.6.2017 ein Finanzierungsplan beschlossen worden 
sei (Stimmenthaltung der GRÜNEN) für diese Finanzierung. Es sei damals schon klar gewesen, dass 
man massive Überschreitungen habe und dies eine Sache für den Prüfungsausschuss werde. Die 
Aussage sei gewesen, das Geld sei ausgegangen und man müsse es beschließen. Wenn das so sei, 
dass man als Gemeinderäte einen Finanzierungsplan absegnen müsse ohne irgendwelche Kontrolle 
oder weiterführenden Maßnahmen, dann frage er sich warum man das beschließe. Dies sei eine 
zahnlose Aktion – man beschließe etwas obwohl man schon wisse, dass was nicht ganz in Ordnung 
sei oder sein könnte. 
 
Der Bürgermeister antwortet, man habe diese Diskussion schon einmal gehabt. Grundsätzlich sei es 
so, dass die Finanzierungsplanänderung bei derartigen Summen (€ 1,6 Mio. 
Gesamtinvestitionsvolumen) vom Gemeinderat zu beschließen sei. Es gehe um Mehrkosten von € 
400.000,00 wobei € 200.000,00 durch Beschlüsse gedeckt seien. Ein Finanzierungsplan ist daher 
zunächst ein von der Finanzabteilung kommender Vorschlag, wie man das bedecken solle.  
 
GR. Gierlinger fragt nach, ob es dann für den Gemeinderat nicht eine Kontrollkompetenz geben müsse? 
Angenommen, es sei ein einstimmiger Beschluss, diesen Finanzierungsplan nicht zu beschließen. 
 
Der Bürgermeister antwortet, man habe es schon bezahlt und man habe es auch aus genau den 
Töpfen genommen, die man damals beschlossen habe.  
 
GR. Gierlinger fügt hinzu, dass man es ja dann gar nicht beschließen müsse. Da könne man dann 
sagen, man vertraue dem Gemeindeamt blind, dass alles in Ordnung sei. Nichts gegen das 
Gemeindeamt. Aber die Aufgabe solle ja sein, immer auf den Prüfungsausschuss zu warten, der im 
Nachhinein etwas prüfe und dann erfahre man, dass sei alles schon ausgegeben. Er lerne für die 
Zukunft. Er sei noch nicht so lange im Gemeinderat aber er glaube es gebe schon mehrere solcher 
Fälle. Davon habe er gehört. Und die Frage sei: Lerne man wirklich daraus? Man müsse sich da jetzt 
einmal eine andere Struktur zulegen, ob man Bauvorhaben in so einer Größe etwas früher im 
Gemeinderat behandle. Dies sei ein Diskussionspunkt. 
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Der Bürgermeister erwidert, dass zusätzlich notwendige Maßnahmen, die während der Bauarbeiten  
aufgetaucht seien, grundsätzlich in den zuständigen Gremien zu einer Beschlussfassung vorgelegt 
werden. Das sei zum Teil auch erfolgt, mit Ausnahme jener Mehrkosten, die durch 
Massenvermehrungen entstanden seien. Dies müsse eigentlich die Bauleitung ständig überprüfen. 
 
GR. Gierlinger fügt hinzu, dass man Zwischenprüfungen machen könne. Dieses Bauvorhaben habe ja 
eine lange Zeit gedauert und da hätte man zwischendrin eine Prüfung machen können. Dies hätte man 
dann beschließen können und es wäre auch noch genügend Zeit gewesen mit der Baufirma zu 
sprechen, dass man den Eindruck habe dort oder dort seien noch zusätzliche Kosten entstanden, die 
man nicht ganz verstehe und vielleicht nicht ganz korrekt seien. 
 
GV. Hauschildt-Buschberger merkt an, dass man die noch nicht lange zurückliegende Causa 
Felbermayr gehabt habe wo es um sehr viel Geld gegangen sei. Dort sei festgestellt worden, dass in 
der Abwicklung des Verfahrens möglicherweise die Bauleitung usw. nicht genug geschaut habe, 
Kostenüberschreitungen zu spät bekannt geworden seien und sie habe eigentlich angenommen, man 
habe daraus gelernt. Diese Angelegenheit sei ja auch nicht ganz billig gewesen. Soweit sie informiert 
sei – aber sie möge sich täuschen – sei es so, dass man ein Budget habe und für Projekte werden im 
Budget die Gelder vorgesehen. Wenn die Budgetsumme aufgebraucht sei, dann brauche man 
eigentlich einen Beschluss im entsprechenden Gremium bevor das bezahlt werde um diese 
Finanzierung zu decken. Die GRÜNE-Fraktion habe diesem Finanzierungsplan nicht zugestimmt –dies 
sei auch der Grund für die Stimmenthaltung – da dieser eigentlich im Nachhinein beschlossen wurde. 
Normalerweise müsse bevor etwas bezahlt werden – zumindest ab einer gewissen Summe – ein 
Beschluss im Gremium herbeigeführt werden. Das sei nicht gegangen, aber was GV. Hauschildt-
Buschberger etwas gestört habe sei gewesen, dass in der GRS vom 29.6.2017 die Aufschlüsselung 
am gleichen Tage erst eingelangt sei und das allen erst gar nicht bekannt gewesen sei was die 
Kostenüberschreitung veranlasst habe. Erst in der Diskussion im Gemeinderat habe man sich darauf 
geeinigt, dass sich der Prüfungsausschuss das anschauen solle. Jetzt habe der Prüfungsausschuss 
festgestellt, dass möglicherweise Sachen bezahlt worden seien, die gar nicht hätten bezahlt werden 
dürfen. Man sei jetzt wieder in derselben Situation, aber nicht ganz in derselben Situation weil bei 
Felbermayr habe man ja noch nicht bezahlt, da habe man ja dann einen Vergleich geschlossen. Jetzt 
habe man tatsächlich Geld bezahlt, welches möglicherweise rückzufordern sei oder jemand anderem 
zu verrechnen sei. Gott sei Dank habe sich der Prüfungsausschuss jetzt dieser Sache angenommen. 
Sie denke, wenn man sich eine Bauleitung leiste und die koste ja auch was, dann müsse wirklich bevor 
die Rechnung bezahlt werde darauf geschaut werden, dass alles das was bezahlt werde auch rechtens 
sei. Es könne zu Überschreitungen kommen – das sei kein Thema – aber man dürfe nicht ständig 
wieder in die Situation kommen. Und wenn es nur um „€ 5.000,00“ gehe, was ja viel Geld sei in Zeiten 
wie diesen. Sie sei dafür, noch genauer zu schauen und sie wünsche sich, dass wenn man eine 
Bauleitung habe, diese auch Sorge trage und mit dem Amt vorab in Kontakt sei, bevor irgendwelche 
Zahlungen fließen und dass man nicht hinterher überlegen müsse was man jetzt täte, wenn der 
Finanzierungsplan nicht beschlossen worden sei. 
 
Der Bürgermeister erwidert, dass der Fall Felbermayr für alle nervenaufreibend gewesen sei. Er sei 
damals vor Gericht gesessen. Dieser Fall sei aber mit den jetzigen Mehrkosten beim Kanal in Gerlham 
nicht vergleichbar. Damals seien das ja behauptete Mehrkosten von über 1Million Euro gewesen. Man 
habe in Form eines Vergleiches etwas gezahlt, als eine Schadensminimierung und Risikoabgrenzung. 
Eines müsse er auch noch sagen, man bezahle sicher nicht so ohne weiteres Rechnungen, die 
hereinflattern, sondern nur aufgrund einer von der dafür beauftragten Bauleitung erfolgten 
Rechnungsprüfung. So rechtzeitig, dass man auch noch die Skontoabzüge geltend machen kann. Dies 
sei da auch mit Sicherheit gemacht worden. 
 
GR. Hoyer fügt hinzu, dass er die Gelegenheit wahrnehmen müsse um im speziellen auf den 
Prüfungsausschuss und die Beratung im Prüfungsausschuss hinzuweisen. Dort sei klar 
herausgekommen, dass es einfach bei weitem nicht genüge, dass ein Zivilingenieur eine 
Rechnungsprüfung der Gemeinde ohne weitere Kommentare und ohne weitere Beratung übermittelt. 
Es müsse auch in der Gemeinde (Bauabteilung) jemand sein, der da noch einmal darüber schaue und 
sich dies sachlich noch anschaue, ob das wirklich gerechtfertigt sei, das zu verrechnen. Es gebe 
eigentlich in jeder Gemeinde in der Bauabteilung jemanden der über Rechnung noch darüber schaue. 
Nur in Seewalchen nicht - da kommt die Rechnung vom Zivilingenieur rein und dann werde diese 
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bezahlt. Die Aussage vom Bürgermeister, dass wenn es Mehrmassen gebe – diese nachgewiesen 
seien – diese dann bezahle, sei eine Äußerung an die er sich nicht anhängen könne. Er sei sehr 
gespannt was da herauskomme, denn wenn plötzlich eine Deponierung auf einem Grundstück eines 
Landwirtes des x-fache von dem kostet, als wenn man das Material verführen würde, dann stimme 
etwas nicht. Er könne nur hoffen, dass der neue Mann welcher in der Bauabteilung aufgenommen 
werde, so viel Wissen mitbringe, dass dieser da einmal darüber schauen könne, bevor die Rechnung 
bezahlt und freigegeben werde. Wenn es ein Problem gebe, stehe ich gerne für Fragen zur Verfügung.  
 
Die Vorsitzende lässt über den vom Prüfungsausschussobmann gestellten Antrag durch Handheben 
abstimmen und stellt eine einstimmige Annahme fest 
 
 
 

11. Öffentliche Beleuchtung 
 
Festlegung des Straßenbeleuchtungsprogramms 2018 
 
Es stehen im Jahr 2018 für das Straßenbeleuchtungsprogramm € 15.000,00 zur Verfügung. 
 
Der Obmann des Infrastrukturausschusses DI Sepp Hoyer stellt den Antrag, 
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Infrastrukturausschusses, eine Solarleuchte im 
Bereich der „Seehofstraße“ in Litzlberg und jeweils 5 Stück LED-Leuchten bei der 
„Nösnerstraße“ in Rosenau und beim „Ursprungweg“ in Neu-Steindorf aufzustellen. 
 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 
 

12. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung  
 
a) Grundsatzbeschlussfassung betreffend die Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes  
    Nr. 820/2, KG. Litzlberg von Grünland „Land- u. Forstwirtschaft, Ödland“  
    auf Bauflächenerweiterung „Sternchenbau 23“ (Bereich Gerlham) 
 
b) Beschlussfassung des Planentwurfes 
 
Herr Ernst Humer, wh. 4863 Seewalchen a.A., Gerlham 8 hat mit Eingabe vom 14.06.2017 die 
Umwidmung einer Teilfläche des Grundstückes Nr. 820/2, KG. Litzlberg von Grünland „Land- u. 
Forstwirtschaft, Ödland“ auf Bauflächenerweiterung „Sternchenbau 23“ beantragt. 
 
Die beantragte Umwidmungsfläche liegt im Randbereich der Ortschaft Gerlham, hat ein Ausmaß von 
rund 75 m². Nach Erweiterung würde die Baulandfläche rund 885 m² betragen. 
  
Eine Änderung des Örtlichen Entwicklungskonzeptes ist nicht erforderlich.  
 
Aus ortsplanerischer Sicht besteht gegen die Änderung kein Einwand, da die Erweiterung geringfügig 
ist und die resultierende Gesamtfläche mit rund 885 m² noch unter 1.000 m² liegen würde. 
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Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses sowie der Stellungnahme 
des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer vom 11.07.2017 das Verfahren auf Änderung des 
rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes, einzuleiten.     
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 

 
b) Beschlussfassung des Planentwurfes 
 
Seitens des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer wurde ein Planentwurf zur Änderung des 
rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes, Änderung Nr. 99 mit Datum vom 11.07.2017 erstellt. 
 
Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses den Planentwurf der 
Änderung Nr. 99 des rechtskräftigen Flächenwidmungsplanes Nr. 04/2004 des Arch. Dipl. Ing. 
Erich Deinhammer, Eferding vom 11.07.2017, zu beschließen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 
 

 
13. Flächenwidmungsplan Nr. 04/2004; Änderung  
 
Grundsatzbeschlussfassung betreffend die Umwidmung des Grundstückes  
Nr. 1081/4, KG. Litzlberg von Grünland „Land- u. Forstwirtschaft, Ödland“  
auf Bauland „Wohngebiet“(Bereich Gerlhamer Straße) 
 
Die Ehegatten Martin und Christina Oberndorfer, wh. 4863 Seewalchen a.A., Gerlhamerstr. 20 haben 
mit Eingabe vom 21.11.2016 die Umwidmung des Grundstückes Nr. 1081/4, KG. Litzlberg von 
Grünland „Land- u. Forstwirtschaft, Ödland“ auf Bauland „Wohngebiet“ beantragt. 
 
Die beantragte Umwidmungsfläche liegt im südlichen Randbereich der Ortschaft Gerlham, hat ein 
Ausmaß von rund 692 m² und grenzt im Norden an gewidmetes und genutztes Bauland „Wohngebiet“ 
an.  
 
Die beantragte Umwidmungsfläche liegt außerhalb der definierten Siedlungsgrenzen. Eine Änderung 
des Örtlichen Entwicklungskonzeptes ist daher erforderlich.  
 
Aus ortsplanerischer Sicht erscheint grundsätzlich eine Bauland-Widmung in diesem Bereich aufgrund 
der Lage im Grünraum, insbesondere in der Ökologischen Vorrangzone, kritisch.  
Obwohl die gewünschte Umwidmung nur für die Errichtung einer Stützmauer beantragt wurde und in 
der Baulandwidmung auch eine Einschränkung „keine Errichtung von Gebäuden“ möglich wäre, steht 
der Planungsausschuss dem Antrag aus grundsätzlichen Überlegungen heraus negativ gegenüber. 
   
Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses dem gegenständlichen 
Ansuchen nicht zuzustimmen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
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14. Bebauungsplan Nr. 63 „Autohaus Legat“; Neuerstellung 
 
 Beschlussfassung des Planentwurfes 
 
Seitens des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer wurde ein Planentwurf zur Neuerstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 63 „Autohaus Legat“ mit Datum vom 29.08.2017 erstellt. 
 
Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses den Planentwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 63 „Autohaus Legat“ des Arch. Dipl. Ing. Erich Deinhammer, Eferding 
vom 29.08.2017, zu beschließen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 

 
 
15. Bebauungsplan Nr. 16 „Haining 2“; Änderung Nr. 15 
 
Grundsatzbeschlussfassung betreffend die Änderung im Bereich der Grundstücke  
 Nr. 269/6 und 262/5, beide KG. Litzlberg 
 
Herr Hans-Joachim Kurz, wh. 40699 Erkrath, Gerhart-Hauptmann-Str. 46 hat mit Eingabe vom 
28.02.2017 um Änderung des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 16 „Haining 2“ betreffend die 
Grundstücke Nr. 269/6 und 262/5, beide KG. Litzlberg angesucht. 
 
Der Wunsch wird mit einer Änderung der Grundstücksgrößen (Flächenausgleich) und einer damit 
besseren Bebaubarkeit des Grundstückes Nr. 262/5, KG. Litzlberg begründet. 
 
Von Seiten der Ortsplanung wird die Veränderung der Grundstücksgrenze positiv bewertet, da dadurch 
ein Flächenausgleich zwischen den beiden Grundstücken stattfindet. Es spricht daher nichts gegen die 
Änderung des Bebauungsplanes 16 „Haining 2“.  
 
Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses sowie der Stellungnahme 
des Ortsplaners DI. Erich Deinhammer, Eferding vom 02.05.2017 das Verfahren auf Änderung 
des og. Bebauungsplanes einzuleiten.  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 

 
 
 
16. Bebauungsplan Nr. 19 „Obermairgründe“; Änderung Nr. 08 
 
Beschlussfassung  betreffend die Änderung bei der Geschoßanzahl, geringfügige Erhöhung 
der GFZ, Möglichkeit eines Pultdaches sowie generelle Richtlinien betreffend Stützmauern, 
Nebengebäude und Außengestaltung  (Grundsatzbeschluss vom 16.02.2017) 

 
Vom Amt der Oö. Landesregierung, Abt. Raumordnung wurde mit Schreiben vom 11.09.2017 
mitgeteilt, dass durch die Planänderung überörtliche Interessen im besonderen Maß nicht berührt 
werden und daher eine Vorlage zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung gemäß § 34 Oö. ROG 1994 
nicht erforderlich ist.  Hinsichtlich der Planinhalte wurde angemerkt, dass die neuen 
Höhenfestlegungen in Berücksichtigung der Bestandsituation auf den anschließenden Flächen 
zumindest fragwürdig sind. 
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Von Seiten der Abt. Naturschutz wird die Planänderung zur Kenntnis genommen, Es wird jedoch 
angemerkt, dass die beabsichtigte Höhenentwicklung der Objekte, mit einer Traufenhöhe talseits von 
9,5 m bzw. 10,5 m (Oberkante Pultdach), über jene der umgebenden Bebauung deutlich hinausgeht 
und in struktureller Hinsicht bedenklich erscheint. 
 
Von Seiten des Gewässerbezirks Gmunden (Schutzwasserwirtschaft) wird in der Stellungnahme vom 
25.8.2017 angemerkt, dass spätestens im Bauplatz- bzw. Baubewilligungsverfahren das 
Hangwasserproblem einer detaillierten Grundlagenforschung zu unterziehen ist, da es sich zur Gänze 
um bereits gewidmetes Bauland handelt. Zudem sind von der Baubehörde bei den weiteren Planungen 
zufließende Hangwässer zu beachten und deren schadlose rechtskonforme Versorgung sich zu stellen 
(auch gegenüber Dritte). 
 
Weitere Stellungnahmen sind nicht eingelangt. 
 
Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses die Änderung  
Nr. 08 des  Bebauungsplanes  Nr. 19 „Obermairgründe“ des Arch. Dipl. Ing. Erich 
Deinhammer, Eferding vom 28.03.2017, kor. 07.06.2017, zu beschließen.  
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 

 
 
17. Bebauungsplan Nr. 46 „Ökosiedlung“; Änderung Nr. 03 
 
Beschlussfassung des Planentwurfes    
 
Seitens des Ortsplaners Dipl. Ing. Erich Deinhammer wurde ein Planentwurf zur Änderung des 
rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 46 „Ökosiedlung“, Änderung Nr. 3 mit Datum vom 01.09.2017 
erstellt. 
 
Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
auf Grund der einstimmigen Empfehlung des Planungsausschusses den Planentwurf der 
Änderung Nr. 3 des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 46 „Okösiedlung“  des Arch. Dipl. 
Ing. Erich Deinhammer, Eferding vom 01.09.2017, zu beschließen.  

 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt eine 
einstimmige Annahme fest. 
 

 
18. Verkehrsangelegenheiten 
 
Änderung der Verordnung Kurzparkzone im Bereich der Hauptstraße 
 

Aufgrund der Parkplatzproblematik in der Hauptstraße soll eine Verbesserung der derzeitigen 
Situation gefunden werden.  
 
Die im letzten Gemeinderat beschlossene Kurzparkzone (siehe Anlage) soll statt 60 
Minuten nun 120 Minuten Parkzeit betragen. 
 
 
Obmann Ing. Harald Mayrhofer stellt den Antrag, 
auf Grund der mehrheitlichen Empfehlung des Planungsausschusses, die im letzten 
Gemeinderat beschlossene Kurzparkzone im Bereich der Hauptstraße (Restaurant Sailer) von 
60 Minuten auf 120 Minuten Parkzeit zu ändern. Weiters soll zur Vereinheitlichung auch bei den 
bereits bestehenden Kurzparkzonen im Bereich der Hauptstraße (gegenüber Häupl sowie vor 
der Trafik) die Parkzeit auf 120 Minuten geändert werden. 
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GV. Berger fügt an, dass er eine Ausweitung auf 120 Minuten nicht sehr sinnvoll finde. Er habe dies 
auch im Ausschuss schon kund getan. Er wünsche sich überall 90 Minuten zu haben. Es gebe auch 
vom Land OÖ eine Stellungnahme, dass man keine Verordnung beschließen könne bevor es nicht eine 
Anhörung gebe. Er glaube, dass es vernünftig sei vorher die Anhörung durchzuführen und dann etwas 
zu beschließen. Man beschließe hier heute womöglich eine Verordnung, die dann bei der 
Verordnungsprüfung wieder aufgehoben werde, weil es die Anhörung bis jetzt noch nicht gegeben 
habe.  
Aus diesem Grund ersuche GV. Berger diesen TOP zu vertagen und stelle den Antrag auf 
Vertagung. 
 
Der Bürgermeister merkt an, dass die Beschlussfassung sozusagen ein Grundsatzbeschluss sei, weil 
man ja die Verordnung noch nicht beschließe. Man müsse sowieso nochmal in den Gemeinderat. Man 
habe noch keine neue vorliegende Verordnung, sondern eine Art Vereinbarung, dass man die 
Kurzparkzonenverordnung, die man letztes Mal beschlossen habe, noch entsprechend abändere, was 
die Zeit anlange. Was jetzt noch dazukomme sei, dass man die Parkzeit nicht nur auf die Verordnung 
bei Sailer und Vogel beziehe, sondern auch auf die anderen Kurzparkzonen in der Hauptstraße. 
 
GR. Mayrhofer merkt an, dass der Ausgangspunkt für die 120 Minuten Verlängerung unter anderem 
auch der gewesen sei, dass alle Kurzparkzonen in Schörfling auf 120 Minuten ausgestellt seien. Man 
solle im Zuge der Landesausstellung Attersee Nord doch etwas vereinheitlicht auftreten. Im Bereich 
des Hotel Häupl und Restaurant Sailer seien 60 Minuten einfach zu wenig und unter Umständen auch 
90 Minuten könnten zu wenig sein. Er wisse den Grund – warum in Schörfling 120 Minuten seien – 
nicht, aber dort werde man sich das auch überlegt haben.  
 
GV. Hemetsberger R. fügt hinzu, dass die FPÖ-Fraktion dem zustimme, was im Planungsausschuss 
besprochen worden sei. Man stehe zu den 120 Minuten, da dies dann eine einheitliche Linie vom Häupl 
bis hinunter sei. Er glaube auch, dass das auch in Bezug auf Schörfling einen Sinn mache.  
 
Der Bürgermeister lässt über den von FO Ing. Berger gestellten Antrag auf Vertagung dieses 
Tagesordnungspunktes durch Handheben abstimmen und stellt folgendes Abstimmungsergebnis fest: 
 

Für den Antrag: 7 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion: 7  

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion:   

      

Gegen den Antrag 24 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion: 4  

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion:   

 
GV. Hauschildt-Buschberger merkt an, dass man dies ja ausführlich im Planungsausschuss diskutiert 
habe. Ein Aspekt sei beim Bereich Häupl gewesen, weil da ja die Arztpraxen liegen. Sollte eine 
Therapie gemacht werden müssen oder Sonstiges, dann könne einem 120 Minuten in Streß setzen. 
Man habe das ausführlich diskutiert. Der 2. Aspekt sei die einheitliche Sache mit Schörfling gewesen. 
120 Minuten sei eine gute Lösung. 
 
GR. Kaniak erklärt die Basis, warum dies in Schörfling so zustande gekommen sei. Die Marina Kammer 
Schörfling habe überhaupt keinen eigenen Parkplatz als Gewerbebetrieb. Da spreche man von 200 
Parkplätzen – von Dauerparkern bis über ein ganzes Wochenende bis zu einer ganzen Woche. Er habe 
in der Notsituation diese Anträge gestellt und es sei erst nach Jahren genehmigt worden. Nachdem er 
selber 75 Parkplätze (in der Stoßzeit) gratis zur Verfügung gestellt habe, habe man sich auf die 2 
Stunden geeinigt, wobei vor der Apotheke 30 Minuten Parkdauer sei. Eine Parkdauer habe ja nur dann 
Sinn, wenn man auf die Notwendigkeit schaue. Schörfling habe von ihm 75 Parkplätze bekommen, 
damit die 2 Stunden vor der Marina und 30 Minuten vor dem Geschäft gemacht worden seien. Wenn 
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man eine Ordination habe und da seien 50 Leute drinnen von denen 30 keinen Parkplatz haben und 
20 immer noch drinnenstehen, dann habe man dasselbe Problem. Wer habe einen Streß? Der, der 
drinnen sitze, oder der der einen Parkplatz brauche? Dies sei individuell zu lösen. Einheitlich könne 
man das nicht lösen, dies könne die Polizei auch bestätigen. Frequentierte Geschäftsbereiche haben 
kürzere Parkzeiten und nicht frequentierte haben längere Parkzeiten. Der Parkplatz beim Strandbad 
habe überhaupt keine Beschränkung. Da könne auch ein Wohnwagen stehen und keiner sage was 
dagegen.  
 
GR. Kölblinger merkt an, dass man da schrecklich viel darüber rede. Es sei ja schon erwähnt worden, 
sie habe noch keine einzige Parkuhr in einem der Autos gesehen. Die Polizei habe ja keine Zeit, aber 
wenn sie bei der Polizei anrufe und sage da stehen welche, dann müsse sie ja kommen. Angeblich 
müsse die Polizei bei einer Anzeige kommen.  
GV. Kitzberger erwidert, dass es egal sei ob es ein Verwaltungs- oder Gerichtsdelikt sei, die Polizei 
komme selbstverständlich. Es gebe natürlich eine Prioritätenreihung wenn man gerade bei einem Unfall 
oder Einbruch sei. Aber kommen tue auf jeden Fall jemand. Man könne auch die Autos abfotografieren 
oder die Kennzeichen aufschreiben und das dann anzeigen. Dies werde genauso weitergeleitet. 
 
Der Bürgermeister lässt über seinen gestellten Antrag durch Handheben abstimmen und stellt 
folgendes Ergebnis fest: 
 
 

Für den Antrag: 24 Stimmen ÖVP-Fraktion: 13  

   SPÖ-Fraktion:   

   FPÖ-Fraktion: 7  

   GRÜNE-Fraktion: 4  

      

Gegen den Antrag 6 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion: 6 
Ing. Berger, Klein, Huber, Resch, 
Mayrhofer, Stockinger 

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion:   

 

Stimmenthaltungen 1 Stimmen ÖVP-Fraktion:   

   SPÖ-Fraktion: 1 Grausgruber 

   FPÖ-Fraktion:   

   GRÜNE-Fraktion:   

 
 

 
19. Allfälliges 
 
GR. Grausgruber sei aufgefallen, dass wenn man auf der Bundesstraße von Seewalchen Richtung 
Lenzing fahre – kurz vor der Autobahnbrücke – da habe die Firma Nöhmer einen Container stehen. Da 
sei eine Leuchtreklame drauf. Sie sei erst einmal in der Nacht vorbeigefahren und habe festgestellt, 
dass dies furchtbar blende. Man habe das Gefühl da stehe ein LKW. Könne man da was machen? Sie 
habe es als sehr störend empfunden. 
 
Der Bürgermeister merkt an, er habe das noch nicht gesehen. Man werde das an die Straßenmeisterei 
weiterleiten. 
 
GR. Egger merkt an, dass dies keine Werbeschrift sei, sondern die Gewichtsmessung der LKW´s die 
herausfahren. Dies leuchte wie eine Ampel. Vielleicht könne man das in der Nacht abstellen.  
 
GR. Grubinger möchte dem Pfahlbauverein gratulieren zum Preis. Seewalchen sei ja auch dabei beim 
Pfahlbauverein, habe jedoch keine Parkplätze weit und breit. Der Parkplatz bei der Autobahn gehöre 
ja nicht der Gemeinde Seewalchen sondern der Asfinag. Was habe man bis jetzt? Man habe die 
Ortstafel „Salzkammergut“ bei der Einfahrt nach Seewalchen. Man habe nichts Nachhaltiges wo man 
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Geld lukrieren könne. In Mondsee sei österreichweit das größte Pfahlbaumuseum. 1910 habe es ein 
Pfahlbaudorf gegeben. Es sei aber 1922 für einen Film abgebrannt worden. Man müsse Geld in die 
Hand nehmen und etwas aufbauen. Man könne das mit einer Bildungsoffensive machen und in die 
Schulen gehen. In Seewalchen gebe es nichts. Bis 2020 sei nicht mehr lange hin und dann der Spar – 
was sei dann?  
 
GR. Mayrhofer merkt an, dass am 17.10.2017 der Masterplan für die Landesausstellung vorgestellt 
werde. Er hoffe GR. Grubinger habe die Einladung schon gelesen. Da werden unter anderem alle 
Gemeinderäte eingeladen. Dies sei eine Informationsveranstaltung. Man solle nicht vorher heiße Luft 
hauchen, sondern sich das einmal anhören. In 2 Wochen sei es soweit. 
 
 
GR. Kölblinger fragt nach ob sich bei Lenzenweger/Moser was getan habe? Da habe der Bürgermeister 
ja Gespräche gehabt. 
 
Der Bürgermeister antwortet, es habe mehrere Gespräche gegeben. Man sei demnächst bei Landesrat 
Steinkellner zu einem sogenannten Verkehrsgipfel, bei dem die ganze Thematik im Zusammenhang 
mit der Ampelkreuzung und möglicher zusätzlicher Fußgänger- und Radfahrstege zwischen 
Schlosspark und Promenade, sowie die Einbindung des Aussichtsweges in die Agerbrückenkreuzung 
besprochen wird. Mit Moser Walter habe er schon Gespräche geführt. Wenn man es sich leisten könne, 
dann werde man das Grundstück kaufen. 
 
GR. Kölblinger fügt hinzu, was sei, wenn man es sich nicht leisten könne? Ebenso fragt sie nach, warum 
die ganze Nacht die Straßenbeleuchtung brennt. Weil man so viel Geld habe? 
 
Der Bürgermeister merkt an, dass man es im Ortsgebiet auf Landesstraßen Mitternacht nicht abdrehen 
könne. 

 
GR. Kölblinger erwidert, dass es auch bei ihr in der hintersten Straße brenne.  
 
Der Bürgermeister antwortet, dass wahrscheinlich verschiedene  Stränge zusammenhängen. 

 
GR. Kölblinger fragt nach wer das bestimme. 

 
Der Bürgermeister erwidert, dass man ja da erst eine aufgestellt habe. 
 
GR. Kölblinger meint, ja das stimme aber da reiche es völlig aus bis 23 oder 24 Uhr. Und zum x-ten 
Mal, der Sprungturm leuchte immer noch von 23.06 Uhr bis 24:06 Uhr. Diese Verschwendung sehe sie 
nicht ein. Entweder gar nicht oder zu einer adequaten Zeit. Das habe sie jetzt schon 10 Mal gesagt. 
 
Der Bürgermeister antwortet er sehe das anders, weil der Sprungturm eines unserer Wahrzeichen sei. 

 
GR. Kölblinger erwidert, aber doch nicht von 23 bis 24 Uhr! 

 
GR. Egger merkt zum Thema Schulen an, dass man im Jahr an die 15 Schulen habe wo man in den 
Schulen sei. Er lade auch GR. Grubinger gerne ein am Montag beim Pavillon zum Wandertag der NMS 
Lenzing. Am Mittwoch sei man in der Schule und am Freitag habe man die normale Führung. Man habe 
heuer um die 2500 Leute geführt über 3,5 Stunden. Er stimme GR. Grubinger auch zu, dass man 
irgendetwas haben müsse. In ganz Deutschland gebe es 3 Pfahlbaumuseen die Geld verdienen, wobei 
eines davon in Dullingen sei. Vielleicht traue man sich drüber bei der Parzelle beim Moser am Rand 
ein einfaches Museum – für die Zeit welche relevant sei – hinzustellen. Sachen habe man mehr als 
genug, man werde eventuell ein ähnliches Projekt vorher schon anstreben an einem anderen Standort. 
Dies sei in den nächsten Gemeinderatssitzungen zum Abstimmen. 
 
GR. Hoyer interessiert, was von der Verwaltungsseite gegen diese unglaubliche Sauerei der 
Baumfällung im Amtshof Hartl unternommen worden sei. Es sei unfassbar, dass das Zeug immer noch 
dort liege. Dies sei seine erste Frage. 
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Der Bürgermeister antwortet, dass man unmittelbar nach Kenntnisnahme eine Anzeige bei der 
Bezirkshauptmannschaft Vöcklabruck, sowohl beim Naturschutz als auch bei der Forstbehörde 
gemacht hat. Der Naturschutz sei nur für den dann gebauten Zaun, aber die Baumfällungen hat er an 
die Forstbehörde weitergeleitet. Diese habe gesagt, es handle sich um keinen Forst, sondern um einen 
Park, und da greife das Forstgesetz nicht. Die Naturschutzbehörde habe sich dann an dem blickdichten 
Zaun gestoßen. Günter Arnitz habe mit Herrn Hartl persönlich gesprochen. Er werde sich bemühen, ob 
er in dieser Richtung etwas erreichen könne, mehr als eine kleine Chance sei es aber nicht, weil Frau 
Tymcio auf dem Standpunkt stehe, dass es ein Naturpark sei. Und wenn dort Bäume kreuz und quer 
liegen, dann werden diese zur Verrottung freigegeben. Es gebe leider keine Handhabe, wenn sogar 
der Naturschutz die Fällung als keinen gravierenden Eingriff ins Landschaftsbild sehe. 
 
GR. Geist-Krojer merkt an, dass sie sich nicht vorstellen könne wenn jemand der nur 2 Augen zum 
schauen habe, dort vorbeigehe und nicht mitbekomme, dass da noch sturzgefährdete Bäume drinnen 
seien. Unmittelbar neben den Wohnbauten. Jedesmal wenn ein „Lüfterl“ gehe, rennen die Leute und 
stellen die Autos weg weil dauernd die Äste herunterfallen. Außerdem, wenn sie in ihrem Garten mit 
dem Rechen arbeite, da springen die Ratten – nicht nur eine – 2-3 Meter hoch. Für sie sei das völlig 
undenkbar, dass das von niemanden als gefährdet eingestuft werde und es jeden egal sei. Sogar dem 
Naturschutz. Aber vielleicht seien die Ratten ja auch so erhaltungswürdig weil Frau Tymcio sie mit Mais 
füttere und sich freue, wenn die Ratten „Männchen“ machen. Dies sei ein hygienisches Problem und 
von Grund auf verseucht. 
 
GR. Blaikner schließt sich den Ausführungen von GR. Geist-Krojer an und bestätigt, dass genau in 
diesem Bereich eine massive Gefährdung bestehe. Sie wolle nicht erleben, dass da irgendwann einmal 
ein morscher Ast runterfalle und auf einem Kind lande. Irgendwann sei es soweit. Sie wohne auch nicht 
weit weg, aber sie sage ihren Kindern immer wieder, sie dürfen diese Straße nicht entlang gehen. Bei 
jedem Windhauch fliege etwas und knicke etwas. Es sei nur eine Frage der Zeit. 

 
GR. Hoyer schlägt vor, dass GV. Berger mit Herrn Hartl sprechen solle. 
 
GV. Berger erwidert, dass es da um den Amtshof gehe und nicht um den Kollegen Hartl. Und die Bäume 
die noch stehen, gehen Herrn Hartl gar nichts an. Er könne aber gerne mit ihm sprechen, damit er die 
restlichen auch noch umschneide. 

 
Vizebürgermeisterin Haberl merkt an, dass GR. Hoyer vielleicht mit Frau Tymcio sprechen könne.  
 
GR Hoyer habe in der Zeitung gelesen, dass in Ansfelden eine Bürgergruppe bei der 
Staatsanwaltschaft eine Anzeige – wegen überhöhten Kanalgebühren - eingebracht habe. Wisse man 
da was wie das Verfahren laufe? Es sei interessant zu wissen was das herauskomme. 
 
Der Bürgermeister erwidert, dass auch Herr Ing. Sackel einmal eine Anzeige wegen der überhöhten 
Kanalgebühren in Seewalchen gemacht habe. Das sei zwar schon 7-8 Jahre her und Gott sei Dank 
nichts herausgekommen. Sollte jetzt in irgendeiner Form etwas entschieden werden – und das werde 
interessant – dann können alle Gemeinden in Österreich zusperren. 
 
GR.Kaniak fügt zum Amtshof hinzu, es gebe gesetzliche Rahmenbedingungen, dass es in Ortszentren 
oder dicht besiedelten Gebieten keine Waldpflanzungen oder Wildwaldpflanzungen geben dürfe. Dies 
sei die Urwaldvariante hier und von den Stadtgemeinden oder Marktgemeinden zu verbieten. Wenn 
man sich die wunderschönen historischen Aufnahmen anschaue, was das für wunderschöne 
Parkanlagen wären. Als die Häuser gebaut wurden, hatte man freie Sicht auf den See. Wenn die 
Dokumentation stimme, dann könne auch die Gemeinde etwas tun. Dies seien ja viele Kleinigkeiten. 
Man habe ein Industriegebiet bei dem sich momentan auch nicht Vieles tue. Man habe über die 
Verlegung der Kompostieranlage schon vor Jahren gesprochen. 
 
Der Bürgermeister antwortet, dass sich im Industriegebiet schon etwas tue. Man müsse nur schauen 
was die Fa. Roither jetzt dazubaue. Dies sei ein Millionen Projekt, und Hut ab vor dem Betrieb, der sich 
dort ausweite und ungeschaut jetzt noch 20 Arbeitsplätze dazukommen. Man müsse froh sein, Betriebe 
zu haben, welche noch investieren.  
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GR. Kaniak merkt an, dass man in Seewalchen ja bescheiden sei. Da brauche man ja nur den neuen 
Amtsleiter Binder fragen, da wisse man dann was in Gampern passiere. Da rede man nicht von 20 
Arbeitsplätzen sondern von 500. Ganz entscheidend seien nicht nur die Parkplätze, sondern auch die 
Möglichkeiten die sich die Marktgemeinde selbst verbaue. Bei der Brücke, beim Radweg und bei der 
Eisenbahnbrücke. Dieses neue Projekt, das Bürogebäude, bei welchem der Planungsausschuss 
gemeint habe man könne ein Bürogebäude auch schön bauen und nicht nur transparent. Dies sei die 
Einfahrtspforte zum Attersee und jede Gemeinde wäre glücklich solche Möglichkeiten zu haben um die 
neuen Besucher (sei es von der Autobahn oder von Richtung Vöcklabruck) so zu begrüßen mit z.B. 
einem kleinen Rastplatz wie in Litzlberg der vom Kulturausschuss gebaut worden sei. Aber leider 
passiere da nichts und die Leute sehen immer nur die angeflogenen Bäume wie im Amtshof. Wenn 
man im Winter schaue, dann sehe man ohne die Blätter auf den Bäumen die ganze Promenade samt 
Beleuchtung bis Kammer. Es müssen Angebote gemacht werden. Selbst bei Shuttlebetrieben müssen 
Flächen gemietet werden. Mit Recht habe der Vorredner gesagt, dass die Zeit nicht mehr so viel sei 
und man müsse sich anstrengen sonst blamiere man sich bis auf die Knochen. Man wisse  – er habe 
es noch erlebt – dass es 200.000 gemeldete Nächtigungen am Nordende des Attersees gegeben habe. 
Davon seien 50% nicht gemeldet gewesen. Es seien dann 400.000 Nächtigungen gewesen. Heute 
habe der gesamte Attersee mit dem Attergau 380.000 Nächtigungen. Dies sei katastrophal für die 
Wirtschaft. Man sei eine derartige Schlafgemeinde in der nichts passiere. Rundherum passiere etwas, 
aber bei uns schlafe man. Er wolle ja nicht die Leute aufwecken.  

 
Der Bürgermeister fügt hinzu, dass GR. Kaniak ihn jetzt auf jeden Fall aufgeweckt habe. Denn jetzt 
wisse er, was rundherum alles passiere und nur in Seewalchen nicht. Er entgegnet, dass außer, dass 
wir keine Parkplätze bauen, sich in Seewalchen sehr viel tue. Und er mag es nicht, dass einer wie GR. 
Kaniak, welcher 20 oder 30 Jahre im Gemeinderat sitze, nichts Besseres zu tun habe als unter 
Allfälliges Seewalchen als Schlafgemeinde zu bezeichnen. 
 
GR. Gierlinger fügt hinzu, dass es ja einen Maßnahmenworkshop gegeben habe, an dem die meisten 
Gemeinderäte teilgenommen haben. Dort seien Maßnahmen beraten worden und jetzt gehe es um die 
Umsetzung. Um den Radverkehr attraktiver zu machen – dies wäre ja auch touristisch gesehen eine 
Variante. Auch im Hinblick auf die Parkplätze wäre dies eine gute Variante – im Hinblick auf die E-
Bikes. Er hoffe, dass auch von den Fraktionen Unterstützung für diese Maßnahme kommen. Dies sei 
ganz wichtig, auch für die Bürgerinnen und Bürger die im Ort Seewalchen wohnen. Ein wesentlicher 
Beitrag für die Lebensqualität. In diesem Hinblick könne man einen Punkt welcher schon länger ruhe – 
das Verkehrskonzept – wieder aus der Versenkung holen und vielleicht auch etwas machen, denn da 
gebe es einige Überschneidungen. Er hoffe, man könne sich in einem Ausschuss die Zeit dafür 
nehmen. 
 
GR. Kölblinger merkt zum Thema SPAR – Bürgerbeteiligung noch an, dass die im September in der 
Rundschau der Artikel  „Unteracher Zukunftsprofil“ gewesen sei. Da werde gemeinsam mit den Bürgern 
das Zukunftsprofil entwickelt. Da werde ein gemeinsam getragenes Zukunftsbild für die Gemeinde 
entwickelt das man dann mit Leben erfüllen könne, sage der Bürgermeister dort. In Gampern gebe es 
auch die Bürgerbeteiligung neu. Neubau des Veranstaltungszentrums (Mai-Ausgabe). Dann gebe es 
das Beispiel von Steinbach, die Geschichte mit der Wassersache, wo die Bürger das vorläufig zum 
kippen gebracht haben. In Attersee – was die Landesausstellung betreffe – seien andere Konzepte 
vorgestellt worden. Man sei umgeben von Gemeinde, wo sehr wohl die Bürger miteinbezogen werden. 
Nur in Seewalchen passiere das leider nicht. 
 
GR. Egger fügt an, dass am 17.10.2017 die Präsentation des Masterplanes stattfinde. Dort werden 
Sachen, welche heute so nebenbei gefallen seien und wo keiner so richtig darauf reagiert habe, 
besprochen. Er glaube, es sei die Pflicht jedes Gemeinderates sich so einen Zukunftsplan  
anzuschauen.  
 
GV. Hauschildt-Buschberger fügt hinzu, dass es nicht geschickt sei, dass am Tag der Präsentation des 
Masterplanes auch die Sitzung des Sozialausschusses angesetzt wurde.  
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Genehmigung der Verhandlungsschrift über die vorherige Sitzung  
 
Gegen die während der Sitzung zur Einsicht aufgelegene Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung 
vom 28.6.2017 wurden keine Einwendungen erhoben.  
 
Nachdem die Tagesordnung erschöpft ist und sonstige Anträge und Wortmeldungen nicht mehr 
vorliegen, schließt der Vorsitzende die Sitzung um 20:20 Uhr.  
  
 

 
Der Schriftführer:                    Der Vorsitzende:  

 
  
 
........................................................             ........................................................  
         (AL Manfred Binder )                   (Bgm. Mag.Reiter Johann)  
 
Der Vorsitzende beurkundet hiermit, dass gegen die vorliegende Verhandlungsschrift in der Sitzung 
vom 9.11.2017 keine Einwendungen erhoben wurden und diese Verhandlungsschrift daher im Sinne 
des § 54(5) Oö. GemO 1990 als genehmigt gilt.  
  

 
Der Vorsitzende: 

 
 
 

(Mag. Johann Reiter) 
 
 
  

Für die SPÖ-Fraktion:                 Für die ÖVP-Fraktion:  
 
  
  
........................................................              ........................................................  

(GV. Ing. Kurt Berger)                    (GV. Markus Kitzberger)  
 
  
 
 

Für die FPÖ-Fraktion:                  Für die GRÜNE-Fraktion:  
 
 
  
 
........................................................              .......................................................  

(GV. Rudolf Hemetsberger)               (GV. Claudia Hauschildt-Buschberger)  


